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1.
Ausgangssituation
Die Möglichkeiten zur Bildung einer Einheitsgemeinde wurden in den vergangenen Jahren bereits mehrfach in verschiedenen Gremien diskutiert. Der Rat der Stadt Hemmoor hat in seiner Sitzung am 11.10.2007 (Tagesordnungspunkt 8) folgenden einstimmigen Beschluss gefasst:

Bürgermeister und Stadtdirektor werden beauftragt, nachdrückliche Verhandlungen mit den Mitgliedsgemeinden Hechthausen und Osten zur freiwilligen Bildung einer Einheitsgemeinde zu führen. Der als Anlage beigefügte Ergänzungsantrag wird hierbei berücksichtigt.
Im Beschluss wird Bezug genommen auf den in der Sitzung gestellten Zusatzantrages des Ratsmitgliedes Johannes Schmidt. Ein Auszug aus der Niederschrift der Ratssitzung (Anlage 1) und der genannte Ergänzungsantrag (Anlage 2) sind beigefügt.
Aufgrund der bekannten finanziellen Situation der Samtgemeinde und der Mitgliedsgemeinden werden die Entscheidungsspielräume für freiwillige Leistungen der Kommunen enger. Das Niedersächsische Innenministerium nimmt über die für die Erlangung von Bedarfszuweisungen abzuschließenden Zielvereinbarungen zunehmend Einfluss auf die Entscheidungen der Samtgemeinde und deren Mitgliedsgemeinden.
Aus den oben genannten Gründen werden im Folgenden für verschiedene Bereiche der Samtgemeinde und der Mitgliedsgemeinden die wesentlichen vorwiegend wirtschaftlichen Auswirkungen bei der Bildung einer Einheitsgemeinde dargestellt und der Weg der Umsetzung grob skizziert.
Auf die hinlänglich bekannten allgemeinen Aspekte einer Fusion von Gemeinden hinsichtlich Bürgernähe, Bedeutung und politisches Gewicht in Abhängigkeit von Größe und Status einer Gemeinde wird, um Wiederholungen zu vermeiden, in dieser Studie bewusst nicht eingegangen.

2.
Gemeinderat
2.1
Samtgemeinde Hemmoor und Mitgliedsgemeinden

Die Zahl der Mitglieder des Samtgemeinderates und der Räte der Mitgliedsgemeinden stellt sich wie folgt dar:

	Körperschaft:
	Zahl der Ratsmitglieder:
	Bemerkung:

	Samtgemeinde Hemmoor
	24 und SG-Bürgermeister
	reduziert von 30 auf 24

	Stadt Hemmoor
	21
	reduziert von 23 auf 21

	Gemeinde Hechthausen
	15
	

	Gemeinde Osten
	11
	

	Summe:
	72
	(gesetzlich: 80)


2.2
Einheitsgemeinde

Nach dem derzeitigen Stand von 14.233 Einwohnern in der Samtgemeinde Hemmoor beträgt die Zahl der Ratsfrauen oder Ratsherren nach § 32 Absatz 1 Niedersächsische Gemeindeordnung (NGO) 30 Mitglieder. Der Bürgermeister ist Kraft Amtes Mitglied des Rates, sodass die gesetzliche Zahl der Mitglieder des Rates 31 beträgt.
Gemäß § 32 Absatz 2 NGO kann durch Satzung die Zahl der zu wählenden Ratsfrauen und Ratsherren um 2, 4 oder 6 verringert werden. Aktuell haben die Samtgemeinde und die Mitgliedsgemeinde Stadt Hemmoor von der Möglichkeit der Reduzierung Gebrauch gemacht. Es wird hier und im Folgenden angenommen, dass der Rat der Einheitsgemeinde von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch macht, um mit der Ausschöpfung der gesetzlichen Zahl der Ratsfrauen und Ratsherren anzustreben, dass möglichst viele Ortsteile, bedingt durch den jeweiligen Wohnsitz der Ratsmitglieder, im Rat repräsentiert sind.
Nach den Bestimmungen der NGO können Ortschaften gebildet werden. Ortschaften sind Teile einer Gemeinde, die eine engere Gemeinschaft bilden und für die die Hauptsatzung bestimmt, dass Ortsräte gewählt oder Ortsvorsteher/innen bestellt werden (§ 55e NGO). Ausgehend von der 2. Alternative, der Bestellung von Ortsvorstehern/Ortsvorsteherinnen wird im Folgenden davon ausgegangen, dass die Ortschaften Hechthausen und Osten gebildet werden und für diese Ortsvorsteher/innen bestellt werden. 

Ein Ortsvorsteher hat die Aufgabe, die Belange der Ortschaft gegenüber den Organen der Gemeinde zur Geltung zu bringen. Ein Ortsvorsteher kann in allen Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, Vorschläge machen und vom Bürgermeister Auskünfte verlangen. Ein Ortsvorsteher ist zudem zu verschiedenen im Gesetz festgelegten Angelegenheiten (§ 55h i. V. m. § 55g Absatz 3 und 4 Satz 3 NGO) vor einer Beschlussfassung in den Gremien zu hören. Näheres kann in der Hauptsatzung geregelt werden.
3.
Ausschüsse des Rates
3.1
Samtgemeinde Hemmoor und Mitgliedsgemeinden
Der Samtgemeinderat und die Räte der Mitgliedsgemeinden haben gemäß § 51 Absatz 1 NGO aus ihrer Mitte folgende beratende Ausschüsse gebildet (in der folgenden Darstellung nach Aufgabenbereichen gegliedert):

	Aufgabenbereich:
	Samtgemeinde Hemmoor
	Stadt

Hemmoor
	Gemeinde
Hechthausen
	Gemeinde Osten

	Finanzen
	Haushalts- u. Finanzausschuss
	Haushalts- u. Finanzausschuss
	Wirtschafts-förderungs-, Finanz- u. Tourismusausschuss
	Haushalts-, Finanz- u. Sozialausschuss

	Hoch- und Tiefbau
	Hochbau-ausschuss
Tiefbau- u. Umweltausschuss
	Tiefbau- u. Umweltausschuss
Hochbau- u. Planungsausschuss
	Ortsplanungs- u. Bauausschuss
Umwelt- u. Wegeausschuss
	Dorferneuerungs-, Bau-, Wege- u. Umweltausschuss

	Wirtschaft und Entwicklung
	Wirtschafts-förderungs- u. Tourismusausschuss
	Stadtentwicklungs-, Wirtschaftsförderungs- u. Tourismusausschuss
	
	Wirtschafts-förderungs- u. Tourismusausschuss

	Jugend, Kultur, Sport
	Jugend-, Sport- u. Sozialausschuss
	Kinder-, Jugend-, Sport- u. Kulturausschuss
	Jugend-, Kultur- u. Sportausschuss
	

	Friedhöfe
	Friedhofs- u. Landschaftspflegeausschuss
	
	
	

	Feuerschutz
	Feuerschutz

ausschuss
	
	
	

	Schulen
	Schulausschuss
	
	
	

	Summe:
	8
	5
	4
	3


3.2
Einheitsgemeinde

Aus der unter Nummer 3.1 erstellten Übersicht wird deutlich, dass sich die Aufgabenbereiche der Ausschüsse der Mitgliedsgemeinden und den Samtgemeinde weitgehend decken; die zusätzlichen Aufgaben der Samtgemeinde werden Aufgaben der Einheitsgemeinde. Hinsichtlich der Zahl der Ausschüsse des Rates einer Einheitsgemeinde kann daher von der Bildung von 8 Ausschüssen ausgegangen werden.
3.3
Hinzugewählte Ausschussmitglieder

Die Ausschüsse der Samtgemeinde und der Mitgliedsgemeinden werden in der laufenden Wahlperiode in der Regel um jeweils 2 hinzugewählte Ausschussmitglieder ohne Stimmrecht ergänzt. Die derzeit 21 tätigen Ausschüsse werden somit von 42 hinzugewählten Mitgliedern beraten.
Die oben genannten angenommenen 8 Ausschüsse des Rates einer Einheitsgemeinde würden danach von 16 hinzugewählten Mitgliedern unterstützt werden.

Ergänzend dazu wird der Samtgemeinde-Feuerschutzausschuss von den Ortsbrandmeistern der Freiwilligen Feuerwehren, der Samtgemeinde-Jugend-, Sport- und Sozialausschuss von einem Vertreter der Jugendpflege und der Samtgemeinde-Schulausschuss von den Grundschulleiterinnen/Grundschulleitern, Eltern- und Lehrervertretern beraten.
4.
Anzahl der Rats- und Ausschusssitzungen

4.1
Samtgemeinde Hemmoor und Mitgliedsgemeinden

Die Anzahl der durchgeführten Ausschuss- und Ratssitzungen wird hier beispielhaft für die Kalenderjahre 2005 und 2007 ermittelt.
	Gemeinde
	Gremium
	Sitzungen 2005
	Sitzungen 2007
	Durchschnitt an Sitzungen

	Samtgemeinde
	Ausschüsse
	27
	45
	36

	
	SGA
	9
	11
	10

	
	Rat
	4
	7
	6

	Stadt Hemmoor
	Ausschüsse
	16
	36
	26

	
	VA
	9
	11
	10

	
	Rat
	6
	7
	7

	Gem. Hechth.
	Ausschüsse
	10
	18
	14

	
	VA
	5
	6
	6

	
	Rat
	4
	2
	3

	Gem. Osten
	Ausschüsse
	9
	11
	10

	
	VA
	4
	4
	4

	
	Rat
	4
	4
	4

	Summe
	
	107
	162
	136


4.2
Einheitsgemeinde

Die Räte der Samtgemeinde und der Mitgliedsgemeinden kommen nach der oben genannten Aufstellung zu 3 bis 7 Sitzungen im Jahr zusammen. Im Falle einer Einheitsgemeinde sind die Aufgaben des Rates nur von einem Gremium wahrzunehmen. Hinsichtlich einer Annahme der Sitzungshäufigkeit des Rates wurde zunächst die Praxis in den Einheitsgemeinden Schiffdorf und Stadt Langen erfragt. In Schiffdorf kommt der Rat zu 4 bis 5 Sitzungen und in der Stadt Langen zu 4 Sitzungen im Jahr zusammen. Es werden hier 5 Ratsitzungen im Jahr angenommen.
Die Verwaltungsausschüsse der Samtgemeinde und der Mitgliedsgemeinden kommen nach der oben genannten Aufstellung zu 4 bis 10 Sitzungen im Jahr zusammen. Im Falle einer Einheitsgemeinde sind die Aufgaben des Verwaltungsausschusses nur von einem Gremium auszuführen, sodass eine Zunahme der Sitzungshäufigkeit angenommen werden kann. Es werden hier 12 Verwaltungsausschusssitzungen im Jahr angenommen.

Die Ausschüsse der Samtgemeinde und der Mitgliedsgemeinden kommen je nach Aufgabenbereich durchschnittlich zu 1 bis 9 Sitzungen im Jahr zusammen. Im Falle einer Einheitsgemeinde sind die Aufgaben der Ausschüsse nur von je einem Gremium je Aufgabenbereich auszuführen, sodass eine Zunahme der Sitzungshäufigkeit angenommen werden kann. Da die Sitzungshäufigkeit je nach Aufgabenbereich des Ausschusses von 1 bis 9 Sitzungen schwankt, wird zur Vereinfachung unterstellt, dass 4 Ausschüsse alle 2 Monate also jeweils zu 6 Sitzungen im Jahr und 4 Ausschüsse alle 3 Monate jeweils zu 4 Sitzungen im Jahr zusammenkommen. Bei unterstellten 8 Ausschüssen des Rates der Einheitsgemeinde werden hier 40 Ausschusssitzungen im Jahr angenommen.

5.
Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgelder

Ratsmitglieder erhalten für ihre Ratstätigkeit eine Aufwandsentschädigung. Funktionszulagen erhalten die (ehrenamtlichen) Bürgermeister, die stellvertretenden Bürgermeister, die Beigeordneten und die Fraktionssprecher; zudem werden Fahrtkostenpauschalen gezahlt.
Die hinzugewählten Ausschussmitglieder erhalten je teilgenommener Sitzung ein Sitzungsgeld.

Der Stadtdirektor bzw. die Gemeindedirektoren der Mitgliedsgemeinden sowie deren Stellvertreter erhalten eine Aufwandsentschädigung.

Der Samtgemeindebürgermeister und der Erste Samtgemeinderat als Allgemeiner Vertreter erhalten eine Aufwandsentschädigung.

Die Höhe der Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgelder richten sich nach den jeweiligen Satzungen.

5.1
Samtgemeinde Hemmoor und Mitgliedsgemeinden

Im Haushaltsjahr 2008 werden folgende Zahlungen geleistet:

	Gemeinde
	Aufwandsentschädigungen und Funktionszulagen für:
	jährlicher Betrag

	Samtgemeinde Hemmoor
	Rat
	74.472,00 €

	
	SG-Bürgermeister
	2.454,24 €

	
	Erster SG-Rat
	1.638,12 €

	
	Sitzungsgelder für durchschnittlich 36 Sitzungen
	1.440,00 €

	Stadt Hemmoor
	Rat
	34.776,00 €

	
	Stadtdirektor u. Vertreter
	3.800,00 €

	
	Sitzungsgelder für durchschnittlich 26 Sitzungen
	780,00 €

	Gem. Hechthausen
	Rat
	27.270,00 €

	
	Gemeindedirektor u. Vertr.
	3.600,00 €

	
	Sitzungsgelder für durchschnittlich 14 Sitzungen
	420,00 €

	Gemeinde Osten
	Rat
	25.111,50 €

	
	Gemeindedirektor u. Vertr.
	3.750,00 €

	
	Sitzungsgelder für durchschnittlich 10 Sitzungen
	345,00 €

	Summe:
	
	179.856,86 €


5.2
Einheitsgemeinde
Für die Schätzung der zu zahlenden Aufwandsentschädigung werden die Beträge der Samtgemeinde-Satzung zu Grunde gelegt.

	Aufwandsentschädigungen und Funktionszulagen
	jährlicher Betrag


	Hauptamtlicher Bürgermeister
	2.454,24 €

	Erster Gemeinderat als Allgemeiner Vertr.
	1.638,12 €

	30 Ratsmitglieder
	54.720,00 €

	1. und 2. stv. Bürgermeister, Fraktionssprecher, Beigeordnete
	19.152,00 €

	Fahrtkostenpauschalen
	13.680,00 €

	Sitzungsgelder bei angenommenen 40 Sitzungen
	1.600,00 €

	Summe:
	93.244,36 €


Ortsvorsteher/innen

Unter der Annahme, dass zwei Ortschaften (Hechthausen und Osten) gebildet und Ortsvorsteher/innen bestellt werden, haben diese Anspruch auf eine angemessene Aufwandsentschädigung. Eine Umfrage bei den Einheitsgemeinden Schiffdorf und Stadt Langen ergab, dass dort Aufwandsentschädigungen je nach Größe der Ortschaften zwischen monatlich 128,00 Euro und 205,00 Euro gezahlt werden. Die Höhe dieser Aufwandsentschädigungen entspricht in etwa 50 % der jetzigen Aufwandsentschädigungen (inkl. Funktionszulagen) für die ehrenamtlichen Bürgermeister der Mitgliedsgemeinden der Samtgemeinde Hemmoor. Zudem sollte eine Fahrtkostenpauschale in Höhe der jetzigen Fahrtkostenpauschale für Bürgermeister gezahlt werden. Ausgehend davon könnten Ortsvorsteher/innen und Vertreter/innen folgende monatliche Aufwandsentschädigungen erhalten:
	Ortsvorsteher/in
	mtl. 190,00 €
	+ Fahrtkosten: 80,00 €

	Vertreter/in   (50 %)
	mtl.   95,00 €
	+ Fahrtkosten: 40,00 €

	
	
	

	Jährliche Kosten:
	
	

	Ortschaft Hechthausen
	Ortsvorsteher/in
	3.240,00 €

	
	Vertreter/in
	1.620,00 €

	Ortschaft Osten
	Ortsvorsteher/in
	3.240,00 €

	
	Vertreter/in
	1.620,00 €

	Summe:
	
	9.720,00 €


6.
Sitzungsdienst
Der Sitzungsdienst ist ein Aufgabenbereich des Hauptamtes und umfasst die Vorbereitung einer Sitzung, die Protokollführung und die Nachbereitung einer Sitzung. Im Einzelnen umfasst der Sitzungsdienst im Wesentlichen folgende Arbeiten:
	a) Vorbereitung

	
	· Tagesordnung zusammenstellen und Einladung schreiben

	
	· Termin und Tagesordnung mit Ausschussvorsitzender/m bzw. Bürgermeister abstimmen

	
	· Amtliche Bekanntmachung zusammenstellen

	
	· Internetveröffentlichung von Sitzungstermin und Tagesordnung

	
	· Internetveröffentlichung der Sitzungsvorlagen

	
	· Bericht der Verwaltung zusammenstellen/schreiben

	
	· Sitzungsraum vorbereiten (besonders bei Sitzungen außerhalb des Rathauses)

	b) Teilnahme an der Sitzung als Protokollführer/in und Vorbereitung des Sitzungsraumes

	c) Nachbereitung

	
	· Niederschrift erstellen

	
	· Nachrichtliche Beantwortung offener Fragen aus der Sitzung in der Niederschrift

	
	· Internetveröffentlichung der Niederschriften

	
	· Erneute Internetveröffentlichung der genehmigten Niederschriften

	
	· Sitzungsraum aufräumen


Zur Ermittlung der Personalkosten wurde für die Vorbereitung, Teilnahme und Nachbereitung der Ausschuss-, Verwaltungsausschuss- und Ratssitzungen folgender pauschaler Zeitaufwand ermittelt:
	Gremium
	Vorbereitungszeit
	Teilnahme
	Nachbereitungszeit

	Ausschuss
	1,5 Stunden
	1,5 Stunden
	2 Stunden

	Verwaltungsausschuss
	1 Stunde
	2 Stunden
	3 Stunden

	Rat
	1,5 Stunden
	2 Stunden
	3 Stunden


Das Niedersächsische Finanzministerium gibt in regelmäßigen Abständen Pauschalsätze für den Verwaltungsaufwand bei der Gebührenbemessung im staatlichen Bereich heraus. Der Pauschalsatz für Personalkosten beträgt seit 01.01.2004 für einen Beschäftigten im mittleren Dienst 36,00 Euro. Dieser Personalkosten-Pauschalsatz wird hier bei der Berechnung der Personalkosten des Sitzungsdienstes zu Grunde gelegt.
6.1
Samtgemeinde Hemmoor und Mitgliedsgemeinden

	Gemeinde
	Anzahl d. Sitzungen
	Zeitaufwand
	Personalkosten

	Samtgemeinde
	36 x Ausschuss
	36 x 5,0 Std.
	6.480,00 €

	
	10 x SGA
	10 x 6,0 Std.
	2.160,00 €

	
	6 x Rat
	6 x 6,5 Std.
	1.404,00 €

	Stadt Hemmoor
	26 x Ausschuss
	26 x 5,0 Std.
	4.680,00 €

	
	10 x VA
	10 x 6,0 Std.
	2.160,00 €

	
	7 x Rat
	7 x 6,5 Std.
	1.638,00 €

	Gem. Hechthausen
	14 x Ausschuss
	14 x 5,0 Std.
	2.520,00 €

	
	6 x VA
	6 x 6,0 Std.
	1.296,00 €

	
	3 x Rat
	3 x 6,5 Std.
	702,00 €

	Gemeinde Osten
	10 x Ausschuss
	10 x 5,0 Std.
	1.800,00 €

	
	4 x VA
	4 x 6,0 Std.
	864,00 €

	
	4 x Rat
	4 x 6,5 Std.
	936,00 €

	Summe der Personalkosten:
	26.640,00 €


Erläuterung: Anzahl der Sitzungen siehe Nr. 4.1, Tabelle, Spalte Durchschnitt
6.2
Einheitsgemeinde

	Gemeinde
	Anzahl d. Sitzungen
	Zeitaufwand
	Personalkosten

	
	40 x Ausschuss
	40 x 5,0 Std.
	7.200,00 €

	
	12 x VA
	12 x 6,0 Std.
	2.592,00 €

	
	5 x Rat
	5 x 6,5 Std.
	1.170,00 €

	Summe der Personalkosten:
	10.962,00 €


Erläuterung: Anzahl der Sitzungen siehe Nr. 4.2
6.3
Sonstige Sitzungskosten

Amtliche Bekanntmachungen

Gemäß § 41 Absatz 4 NGO sind Ausschuss- und Ratssitzungen ortüblich bekannt zu machen; nach den Bestimmungen der jeweiligen Hauptsatzung erfolgt die ortsübliche Bekanntmachung in der Niederelbe-Zeitung. Die Kosten für amtliche Bekanntmachung wurden für die Haushaltsjahre 2005 und 2007 exemplarisch ermittelt:

	
	2005
	2007
	Durchschnitt:

	Samtgemeinde

u. Mitgliedsgemeinden
	2.920,14 €
	3.889,04 €
	3.404,59 €


Wie unter Nr. 4.1 und 4.2 dargestellt vermindert sich die Anzahl der öffentlichen Sitzungen (Ausschüsse und Rat) von 106 auf 45 Sitzungen (Minderung um 57 %). Unter der Berücksichtigung, dass im Falle einer Einheitsgemeinde zwar die Anzahl der öffentlichen Bekanntmachung abnimmt, andererseits die bekannt zu machenden Tagesordnungen umfangreicher sein werden, wird hier eine Minderung der Kosten für amtliche Bekanntmachungen in der Lokalzeitung um 40 % (= 1.361,84 Euro) auf 2.042,75 Euro angenommen.
Hinweis:
Die Gegenüberstellung der Kosten und die daraus ermittelten Kostensenkungen erfolgen unter der Voraussetzung, dass Ortsräte nicht gebildet würden.
7.
Verwaltungsbereich Kämmerei
7.1
Steuern, Friedhöfe und Gemeindekasse

Diese Verwaltungstätigkeiten werden zentral im Rathaus Hemmoor ausgeführt. Die Anzahl der Steuerpflichtigen sowie die Anzahl der zu verwaltenden Sach- und Personenkonten sind unabhängig von der Gemeindeart. Durch eine Fusion von Mitgliedsgemeinden innerhalb der Samtgemeinde wird keine Änderung der Sach- und Personalkosten erwartet.
7.2
Haushaltspläne und Jahresrechnungen
Die Kämmerei erstellt für die Samtgemeinde und die Mitgliedsgemeinden die Haushaltspläne und Nachtragshaushaltspläne und die Jahresrechnungen. Die Arbeiten umfassen die Zusammenstellung der Pläne und Rechnungen einschließlich Vorberichte und aller Anlagen und Haushaltskonzepte. Es müssen jährlich 4 Haushaltspläne sowie Nachtragshaushaltspläne bei Bedarf und 4 Jahresrechnungen erstellt werden. Für eine Einheitsgemeinde wäre 1 Haushaltsplan und bei Bedarf ein Nachtragshaushaltsplan sowie eine Jahresrechnung zu erstellen.
Personalkosten:

Der zeitliche Aufwand für die Erstellung der oben genannten Haushaltspläne und Jahresrechnungen der Samtgemeinde und der Mitgliedsgemeinden beträgt zusammengefasst für 2 Mitarbeiter 3 Monate je Kalenderjahr. Nach einer Schätzung könnte bei Reduzierung dieses Aufgabenumfangs für eine Einheitsgemeinde ein zusammengefasster Zeitaufwand von 0,25 Stellen freigesetzt werden. Ausgehend von einer Personalkostenpauschale von 36,00 Euro je Stunde belaufen sich die eingesparten Personalkosten für eine viertel Stelle im Jahr auf:
	9,75 Wochenstunden x 52 Wochen = 507 Stunden x 36,00 € =
	18.252,00 €


7.3
Steuern, Zuweisungen und Umlagen

Grundsteuer A u. B und Gewerbesteuer
Die Mitgliedsgemeinden erzielen Einnahmen aus der Erhebung von Grundsteuer A, Grundsteuer B und Gewerbesteuer, wobei die jeweiligen Hebesätze auf gleicher Höhe festgesetzt worden sind. Im Falle einer Einheitsgemeinde würde die Summe der Steuereinnahmen dieser zufließen. Mehr- oder Mindereinnahmen werden nicht erzielt.
Hundesteuer
Die jetzigen Einnahmen der Mitgliedsgemeinden aus der Hundesteuer würden der Einheitsgemeinde zufließen. Da die Steuersätze identisch sind, ist mit Mehr- oder Mindereinnahmen nicht zu rechnen.

Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und an der Umsatzsteuer
Basis für die Ermittlung der Gemeindeanteile an der Einkommensteuer und Umsatzsteuer bilden die Schlüsselzahlen nach § 3 Gemeindefinanzreformgesetz. Für jede Mitgliedsgemeinde hat das Land eine bestimmte Schlüsselzahl festgesetzt. Im Falle der Fusion der Mitgliedsgemeinden werden die Schlüsselzahlen addiert und die Berechnungsbasis bleibt somit unverändert. Die Einnahmen fließen dann der Einheitsgemeinde zu; Mehr- oder Mindereinnahmen werden nicht erzielt.
Schlüsselzuweisungen vom Land
Basis für die Schlüsselzuweisungen sind die summierten Steuerkraftmesszahlen der Mitgliedsgemeinden unter Berücksichtigung der Einwohnerzahl zuzüglich eines einheitlichen Grundbetrages. Im Falle einer Fusion der Mitgliedsgemeinden ändert sich die Berechnungsbasis nicht. Die Schlüsselzuweisungen bleiben daher unverändert.

Sonstige allgemeine Zuweisungen vom Land

Es handelt sich um eine Zuweisung für Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises. Da die Aufgaben unverändert bleiben, ändert sich an der Zuweisung nichts.

Gewerbesteuerumlage
Basis für die Ermittlung der Gewerbesteuerumlage ist das Gewerbesteuer-Ist-Aufkommen der Gemeinde. Die Gewerbesteuerumlage einer Einheitsgemeinde entspricht daher der Summe der jetzigen Gewerbesteuerumlagen der Mitgliedsgemeinden. Mehrausgaben entstehen nicht.

Kreisumlage
Basis für die Ermittlung der Kreisumlage sind die Steuerkraftzahlen der Mitgliedsgemeinde und 90 v. H. der Schlüsselzuweisungen der Samtgemeinde. Die Berechnungsbasis verändert sich im Falle der Fusion der Mitgliedsgemeinden nicht. Die Kreisumlage einer Einheitsgemeinde entspricht daher der Summe der jetzigen Kreisumlagen der Mitgliedsgemeinden und der Samtgemeinde. Mehrausgaben entstehen nicht.

8.
Verwaltungsbereich Ordnungsamt

Diese Verwaltungstätigkeiten werden zentral im Rathaus Hemmoor ausgeführt. Der Umfang dieser Verwaltungstätigkeiten ist weitgehend unabhängig von der Gemeindeart. Durch eine Fusion von Mitgliedsgemeinden innerhalb der Samtgemeinde wird keine Änderung der Sach- und Personalkosten erwartet.

9.
Verwaltungsbereich Kindertageseinrichtungen

Die Kindertageseinrichtungen in den Mitgliedsgemeinden befinden sich mit Ausnahme des Kinderspielkreises Klint der Gemeinde Hechthausen alle in der Trägerschaft Dritter (DRK, Ev.-luth. Kirchengemeinde, Lebenshilfe). Die Verwaltung der Einrichtungen wird von den Trägern selbst ausgeführt. Die Einrichtungen führen eigene Haushaltsrechnungen. Die Gemeinden decken die finanziellen Defizite der Einrichtungen ab. Die Gemeinden haben durch die Besetzung in den jeweiligen Beiräten durch ihr Stimmrecht Einfluss auf die Entscheidungen innerhalb der Einrichtungen.
Die Aufgaben der Gemeinden liegen in erster Linie in der Übernahme der Haushaltsdefizite der Einrichtungen; die Aufgabe der Samtgemeinde liegt in der Planung und Koordinierung und in übergeordneten Verwaltungstätigkeiten. Die Verwaltungstätigkeiten der Gemeinden für die Kindertageseinrichtungen werden mit Ausnahme der Platzzuteilungen für den Kinderspielkreis Klint zentral von der Samtgemeindeverwaltung ausgeführt. Die Gremienbeteilung verringert sich im Falle der einheitlichen Trägerschaft bei der Einheitsgemeinde.
10.
Verwaltungsbereich Hoch- und Tiefbau sowie Bauleitplanung
Im Zuge der Reduzierung der Mitarbeiterstunden in den Verwaltungsaußenstellen Hechthausen und Osten sind im Jahr 2007 alle Aufgaben der Hochbau-, Tiefbau- und Liegenschaftsverwaltung im Rathaus Hemmoor gebündelt worden. Die Aufgabe der Bauleitplanung wird zentral im Rathaus Hemmoor ausgeführt. Der Umfang dieser Verwaltungstätigkeiten ist weitgehend unabhängig von der Gemeindeart. Durch eine Fusion von Mitgliedsgemeinden innerhalb der Samtgemeinde wird insoweit keine Änderung der Sach- und Personalkosten erwartet.

11.
Zusammenfassung der finanziellen Auswirkungen einer

Fusion

Zusammenfassend stellen sich die finanziellen Auswirkungen der freiwilligen Fusion der Mitgliedsgemeinden der Samtgemeinde Hemmoor zu einer Einheitsgemeinde wie folgt dar:

	Bereich:
	Kosten für

Samtgemeinde

und Mitglieds-gemeinden
	Kosten für eine Einheits-

gemeinde
	Differenz:

	Aufwandsent-schädigungen
	179.856,86 €
	102.964,36 €
	- 76.892,50 €

	Sitzungsdienst
	26.640,00 €
	10.962,00 €
	- 15.678,00 €

	Amtliche Bekanntmachungen
	3.404,59 €
	2.042,75 €
	- 1.361,84 €

	Personal- u. Sachkosten Kämmerei
	
	
	- 18.252,00 €

	Summe:
	- 112.184,34 €


Im Falle einer Fusion zur Einheitsgemeinde könnten somit jährlich Kosten in Höhe von rund 112.000,00 Euro eingespart werden. Weitere nicht bezifferbare Einsparungen ergeben sich aus dem Wegfall des Abstimmungsaufwandes, der sich aus dem Zusammenwirken von Samtgemeinde und Mitgliedsgemeinden ergibt (z.B. Finanzausgleich, Bauleitplanung, Grundstücksangelegenheiten etc.)
12.
Bedarfszuweisungen des Landes im Falle der Bildung einer Einheitsgemeinde
Bezug nehmend auf den eingangs genannten Beschluss des Rates der Stadt Hemmoor vom 11.10.2007 und den einbezogenen Ergänzungsantrag ist weiterhin zu prüfen, inwieweit das Land Niedersachsen Anreize für eine freiwillige Fusion von Gemeinden bietet. Hierzu wird folgendes ausgeführt:
Die Niedersächsische Landesregierung hat in ihre Koalitionsvereinbarung 2008 – 2013 zwischen CDU und FDP zum Themenbereich Kommunen folgendes vereinbart:

„Wenn sich Kommunen freiwillig zu neuen Körperschaften zusammenschließen, werden wir uns am Ausgleich entstehender Härten beteiligen. Dies kann auch in Form von Beiträgen zu einer Entschuldung geschehen. Wir werden den Kommunen entsprechende, auf die Jahre 2008 bis 2011 befristete Angebote machen.“

Mit einem bereits vorliegenden Entwurf eines Erlasses – Anlage - des Niedersächsischen Innenministeriums soll die Vergabe von Bedarfszuweisungen wegen einer außergewöhnlichen Notlage nach § 13 des Niedersächsischen Gesetzes über den Finanzausgleich (NFAG) grundlegend geändert werden. Im seit 2005 geltenden Vergabeverfahren werden zuletzt 10 % der aufgelaufenen Fehlbeträge aus den kommunalen Bedarfszuweisungsmitteln abgedeckt. Der Erlassentwurf sieht neben dem beizubehaltenden Vergabeverfahren die Möglichkeit vor, Kommunen, die ihre finanzielle Leistungsfähigkeit durch ernsthafte Fusionsbestrebungen steigern wollen, durch Bewilligung einer kapitalisierten Bedarfszuweisung besonders zu unterstützen (so genannte „Hochzeitsprämie“). Da die Mittel hierfür den allgemeinen Bedarfszuweisungsmitteln entnommen werden sollen, ist es vorteilhaft, möglichst frühzeitig eine Entscheidung herbeizuführen, bevor durch anderweitige Anträge die zur Verfügung stehenden Mittel ausgeschöpft sind. Voraussetzung für die Bewilligung der kapitalisierten Bedarfszuweisung ist, dass die neu zu bildende Einheitsgemeinde zukünftig ohne neue Fehlbeträge auskommt.
Es gilt daher zu betrachten, welche finanziellen Auswirkungen die Umbildung der Samtgemeinde in eine Einheitsgemeinde hätte und ob sich dadurch künftige Soll-Fehlbeträge vermindern oder sogar vermeiden lassen. Dies soll im Folgenden dargelegt werden:
Grundlage ist zunächst die Betrachtung des (letzten) Jahresabschlusses 2007 für den Samtgemeindebereich. Wenn die „Altlasten“ zunächst nicht berücksichtigt werden, hätte sich bei einer bestehenden Einheitsgemeinde strukturell ein Soll-Überschuss in Höhe von rund 1,3 Mio. Euro ergeben, der sich wie folgt zusammensetzt:
	Gemeinde
	Soll-Fehlbetrag/ -Überschuss

	Hechthausen
	53.076,56 €

	Hemmoor
	640.481,51 €

	Osten
	- 3.299,17 €

	Samtgemeinde
	- 8.124.078,70 €

	Zwischensumme:
	- 7.433.819,80 €

	./. Soll-Fehlbetrag der Vorjahre der Samtgemeinde
	8.763.194,88 €

	= struktureller Überschuss „Einheitsgemeinde“
	1.329.375,08 €


In diesem Betrag ist die Bedarfszuweisung in Höhe von 850.000 € enthalten. Ohne diese Finanzhilfe beträgt der „aus eigener Kraft“ erwirtschaftete Überschuss etwa 480.000 €.
Die folgende Aufstellung zeigt das Jahresergebnis noch einmal auf, dieses Mal jedoch unter Berücksichtigung der „Altlasten“, und unter der Voraussetzung einer kapitalisierten Bedarfszuweisung durch das Land Niedersachsen. Der Niedersächsische Minister für Inneres und Sport Uwe Schünemann hat mit Schreiben vom 05.05.2008 (Anlage 3) für den Fall des Zusammenschlusses zu einer Einheitsgemeinde folgendes in Aussicht gestellt:
„Es ist beabsichtigt, bis zu 75 % der aufgelaufenen Fehlbeträge aus Vorjahren durch die Gewährung einer kapitalisierten Bedarfszuweisung abzudecken, um so die Zinsbelastung in den kommenden Haushaltsjahren zu minimieren.“

Mit Aussicht auf diese Zuwendung hätte sich auf der Basis der Abschlusszahlen 2007 folgendes Bild ergeben:

	
	Soll-Überschuss/ -Fehlbetrag

	Struktureller Überschuss „Einheitsgemeinde“
	1.329.375,08 €

	Osten (Soll-Fehlbetrag 2006 noch zu veranschlagen)
	- 6.281,01 €

	Samtgemeinde (kumulierte Soll-Fehlbeträge der Vorjahre)
	- 8.763.194,88 €

	Sollfehlbetrag „Einheitsgemeinde“ bei Berücksichtigung der kumulierten Soll-Fehlbeträge der Vorjahre
	- 7.440.100,81 €

	Kapitalisierte Bedarfszuweisung des Landes 

(75 % des Soll-Fehlbetrages)
	5.580.075,61 €

	Zukünftig teilweiser Wegfall bisheriger Kassenkreditzinsen
	292.400,00 €

	Aktueller Gesamt-Sollfehlbetrag einer 
„Einheitsgemeinde“
	- 1.567.625,20 €


Allein durch die Hilfe des Landes Niedersachsen und die dadurch möglich werdende Einsparung von Zinsen für die Liquiditätskredite (bisher rund 360.000,00 Euro; künftig rund 65.000,00 Euro) würde die Finanzsituation auf einen Schlag um rund 
5,9 Mio. Euro verbessert werden.
Mit den veranschlagten Einsparungen von Verwaltungskosten in Höhe von etwa 112.000 € sowie bei den Kassenkreditzinsen in Höhe von etwa 292.000 € pro Jahr ergeben sich Gesamteinsparungen von etwa 404.000 €. Wenn mit Beginn des Haushaltsjahres 2008 eine Einheitsgemeinde bestanden hätte und eine kumulierte Bedarfszuweisung ausgezahlt worden wäre, wäre unter Hinzurechnung des Nettoüberschusses aus dem Jahr 2007 (ohne Bedarfszuweisung) in Höhe von  etwa 480.000 € selbst bei einer um ca. 900.000 € verschlechterten Finanzsituation kein struktureller Fehlbetrag entstanden.
Unter Berücksichtigung der Werte für den Gesamtabschluss 2007 und unter der Voraussetzung, dass sich die kommunale Finanzsituation in etwa auf dem aktuellen Niveau einpendelt, ist nach hiesiger Einschätzung bei Bildung einer Einheitsgemeinde ein ausgeglichener Haushalt kurz- bis mittelfristig zu erreichen.

13.
Sonstige Auswirkungen einer Fusion auf die Aufgabener-

     füllung
Über allgemein gültige Aspekte einer Fusion von Gemeinden hinaus gehende wesentliche Auswirkungen einer Gemeindefusion Hemmoor durch Bildung einer Einheitsgemeinde Hemmoor hinsichtlich der gemeindlichen Rahmenbedingungen (Ergänzungsantrag Schmidt (Anlage 2)) sind nicht erkennbar. Eine Ausnahme bildet die raumordnerische Frage, inwieweit die Funktion der Stadt Hemmoor als Mittelzentrum auf das heutige Samtgemeinde-Gebiet ausgedehnt werden kann. Diese Frage ist nicht abschließend geklärt. Hier wären noch Gespräche mit dem Land Niedersachsen sowie dem Landkreis Cuxhaven zu führen.

14.
Verfahren einer Fusion
Die freiwillige Fusion von Gemeinden stellt im Sinne der Niedersächsischen Gemeindeordnung eine Gebietsänderung nach § 17 NGO dar. Danach können Gemeinden aus Gründen des Gemeinwohls aufgelöst, vereinigt oder neu gebildet werden. 

Gebietsänderungen bedürfen eines Gesetzes. Die betroffenen Gemeinden werden vorher in gebotener Weise angehört. Die Einwohner der betroffenen Gemeinden sind ebenfalls in geeigneter Weise anzuhören.
Eine Gebietsänderung nach § 17 NGO erfolgt durch Auflösung, Vereinigung oder Neubildung. Hinsichtlich einer Fusion der Mitgliedsgemeinden einer Samtgemeinde enthalten die einschlägigen Kommentierungen zur NGO keine speziellen Ausführungen. Es könnte daher zulässig sein, dass eine Mitgliedgemeinde sich mit einer anderen Mitgliedgemeinde vereinigt oder dass sich mit der Neubildung einer Gemeinde die Mitgliedsgemeinden auflösen.
Hinsichtlich der Bezeichnung der fusionierten Gemeinde ist zu bedenken, dass die Mitgliedsgemeinde Hemmoor die Bezeichnung „Stadt“ führt. Die Bezeichnung wurde ihr vom Innenministerium gemäß § 14 NGO verliehen. Die Bezeichnung, wenn sie einmal verliehen ist, darf nicht aberkannt werden, selbst wenn die Voraussetzungen der erfolgten Verleihung durch nachträglichen Wandel der Verhältnisse nicht mehr gegeben sind.
Um die Bezeichnung „Stadt“ zu wahren, müsste eine Vereinigung der Mitgliedsgemeinden Hechthausen und Osten mit der Stadt Hemmoor angestrebt werden, da möglicherweise die Neubildung einer Gemeinde unter Auflösung aller Mitgliedsgemeinden zu einem Verlust der Bezeichnung „Stadt“ führen könnte.

15.
Anlagen
	
	1. Auszug aus der Niederschrift des Rates der Stadt Hemmoor (Tagesordnungspunkt 8) vom 11.10.2007 (Anlage 1)

	
	2. Ergänzungsantrag zum Tagesordnungspunkt 8 des Ratsmitgliedes        Johannes Schmidt vom 11.10.2007 (Anlage 2)

	
	3. Schreiben des Niedersächsischen Ministers für Inneres und Sport           Uwe Schünemann vom 05.05.2008 (Anlage 3)
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